
 

 
 
FÜNF-PUNKTE-PLAN  
ZUM SCHUTZ DES WASSERS  
STRATEGISCHE RESSOURCE UND LEBENSRAUM SICHERN 
 
Ohne Wasser geht nichts, nicht unser Leben und die Wirtschaft schon gar nicht. Bislang 

galt Deutschland als wasserreiches Land: Unsere Flüsse, Seen und das Grundwasser boten 

uns genügend Ressourcen zur Gewinnung für unser Trinkwasser als auch wertvolle Öko-

systeme für Pflanzen und Tiere. Doch das stimmt nicht mehr. Nach den extremen 

Dürrejahren 2018 bis 2020 und den Trockenzeiten danach ist klar: Auch in Deutschland 

treten saisonale und regionale Engpässe beim Grundwasser auf. Unser Wasser wird immer 

knapper. Die Ursachen sind vielfältig: Klimakrise, Nutzungsdruck, Verschmutzungen und 

ein verändertes Verbrauchsverhalten. Mehr als die Hälfte des Grundwassers wird für die 

Versorgung mit Trinkwasser entnommen. Aber auch Bergbau, verarbeitendes Gewerbe und 

Landwirtschaft spielen eine entscheidende Rolle für das Sinken der Grundwasserspiegel. 

 

Um unsere Flüsse, Seen und das Grundwasser resilienter zu machen, haben sich bereits im 

Jahr 2000 alle Mitgliedsstaaten der EU geeinigt, bis spätestens 2027 für alle Gewässer 

einen „guten Zustand“ zu erreichen. Die Bilanz in Deutschland ist bitter: Erst neun Prozent 

der Oberflächengewässer erfüllen die ökologischen Kriterien. Beim Grundwasser erreichen 

67 Prozent der Wasserkörper einen guten chemischen Zustand – immerhin, aber genug ist 

das nicht. 

Gewässerschutz ist eine Investition in unsere gemeinsame Daseinsvorsorge, für die Zukunft 

unserer Nachkommen ist er essenziell. Und schon heute ist Gewässerschutz wirtschafts- 

und sicherheitspolitisch von Bedeutung. Gewässerschutz muss Priorität genießen!  

Höchste Zeit, dass die Bundesregierung aktiv wird und unser Wasser besser schützt. Der 

BUND schlägt einen Fünf-Punkte-Plan zum schnellen Handeln in der Gewässerpolitik vor. 

DER BUND FORDERT 

 einen sorgsameren Umgang bei Wasserentnahmen, 

 eine erhebliche Verringerung der Verschmutzung der Gewässer verbunden mit der Stärkung des 

Verursacherprinzips, 

 eine stärkere Förderung naturbasierter Lösungen bei Flüssen und Mooren für den Klimaschutz, 

 eine Förderung der Landwirtschaft als Wasserschützer sowie 

 eine ambitionierte Umsetzung der Nationalen Wasserstrategie und der Wasserrahmenrichtlinie, 

mehr Geld und Personal für die Wasserwirtschaft 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/fluesse/grundwasserstress-deutschland-studie-wasser-analyse-strukturell-entnahme-landkreise-bund-isoe-2025.pdf
https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/fluesse/grundwasserstress-deutschland-studie-wasser-analyse-strukturell-entnahme-landkreise-bund-isoe-2025.pdf


 

Kontraproduktiv ist dagegen, dass Politik kostenlose oder stark vergünstigte Wasserent-

nahme unterstützt, die Verhinderung oder Abschwächung der Begrenzungen für Schad- 

und Nährstoffeinträge in die Gewässer sowie eine weiterhin verzögerte Umsetzung der 

europäischen Wassergesetzgebung. 

 

Gegenwärtig erreicht kein einziges Oberflächengewässer in Deutschland den guten 

chemischen Zustand. Besonders für Quecksilber sind die Umweltqualitätsnormen 

flächendeckend überschritten. 22 Prozent der Grundwasserkörper verfehlen den guten 

chemische Zustand wegen Nitrat. Zusätzlich belasten Pestizide und ihre Abbauprodukte 

den Zustand in einem Großteil des Grundwassers. 

 

Das Wassermanagement betrifft mehrere Politikfelder, mit denen es Zielkonflikte gibt. 

Geeignete Lösungen bietet hierfür die Nationale Wasserstrategie. Doch bislang war die 

deutsche Wasserpolitik in Bezug auf die Umsetzung erschreckend ambitionslos. Unter 

diesen Voraussetzungen erscheint es unrealistisch, dass Deutschland die Vorgaben der 

europäischen Gesetzgebung erfüllen wird. Deshalb fordert der BUND einen Kraftakt zur 

Sicherung und zum Schutz der strategischen Ressource und des Lebensraums Wasser. 

 

1. SORGSAMER UMGANG MIT DER RESSOURCEN WASSER:  
PRIORISIEREN, TRANSPARENZ ÜBER ENTNAHME, FAIRE KOSTEN  

Unsere Flüsse, Seen und das Grundwasser liefern nicht unendlich Wasser. Wasser ist be-

grenzt und überlebenswichtig. In vielen Landkreisen herrscht Grundwasserstress. Die 

Klimakrise verschärft das Problem. Politik ist dringend gefragt, vorsorgend zu handeln und 

unsere Wasserressourcen zu schützen. Dabei sind Konkurrenzen zu klären: Nutzungen 

müssen priorisiert werden, damit Mensch und Natur verlässlich mit Wasser versorgt 

werden können. Mangelt es an Grundwasser, geraten Ökosysteme aus dem Gleichgewicht. 

Oft ist unklar, wer wie viel Wasser entnehmen darf. Damit die Wasserbehörden fundiert 

urteilen und agieren können, braucht es eine überregionale Strategie und mehr verlässliche 

Daten. Auf dieser Grundlage müssen bestehende Nutzungen geprüft und bei Übernutzung 

begrenzt werden. 

 

Zudem kommt Deutschland nicht umhin, seinen Wasserverbrauch zu drosseln. Zu einem 

gerechten Wasserzugang gehört, dass alle einen fairen Preis zahlen. Aktuell sind die 

Wasser-Entnahmeentgelte Ländersache. (Groß-) Nutzungen, auch im nicht-öffentlichen 

Sektor, sind mancherorts kostenfrei oder verhältnismäßig niedrig. Thüringen, Hessen und 

Bayern erheben gar kein Wasser-Entnahmeentgelt. Eine einheitliche Regelung auf Bundes-

ebene muss Spar-Anreize für alle schaffen. Um den Verbrauch zu steuern, sollte der Staat 

die Entnahmen in einem Echtzeit-Monitoring überprüfen. 

 

Der Klimawandel bringt vermehrt Trockenperioden, so dass das Risiko von Überentnahmen 

steigt. Deshalb empfiehlt die EU-Kommission: Entnahmegenehmigungen und -gebühren 

sollten für alle Wassernutzer*innen erhöht und bundesweit harmonisiert werden. Die tat-

sächlich entnommenen Mengen sollten überwacht und die Erteilung von Ausnahmen bei 

den Wassergebühren harmonisiert werden. Dem ist dringend zu folgen. 

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=SWD:2025:25:FIN


 

2. SAUBERES WASSER: PFAS UND ANDERE SCHADSTOFFEINTRÄGE 
BESCHRÄNKEN, HERSTELLER IN DIE VERANTWORTUNG NEHMEN 

Von uns Menschen gemachte Schadstoffe sind eine Gefahr für die Lebewesen im Wasser 

und für unsere Trinkwasser-Ressourcen. Die Gewässerbelastung mit schwer abbaubaren 

umwelt- und gesundheitsschädlichen Stoffen (Arzneimittel, Kosmetika, Pestizide, Schwer-

metalle, Reinigungsmittel und andere Haushalts- und Industriechemikalien) nimmt stetig 

zu. Sie reichern sich immer weiter in der Umwelt und im Menschen an und lassen sich 

nicht mehr zurückholen. Deutlich wird dies am Beispiel Trifluoressigsäure (TFA), eine von 

über 10.000 „Ewigkeitschemikalien“, den Per- und polyfluorierten Alkylsubstanzen (PFAS): 

Eine Untersuchung des BUND wies in mehr als der Hälfte der getesteten Mineralwässer 

TFA nach. 

 

TFA steht im Verdacht, die Fortpflanzung zu schädigen, und reichert sich in unserem Blut 

an. Die Gewässerwerte haben sich seit 2016 verdoppelt. Wasserversorger am Oberrhein 

warnen vor einer flächendeckenden, irreversiblen TFA-Belastung. Um weitere Emissionen 

und steigende Konzentrationen zu verhindern, muss die Regulierung solcher Stoffe an der 

Quelle ansetzen. Der BUND unterstützt daher den von Fachbehörden aus Deutschland und 

vier weiteren EU-Staaten vorgelegten Beschränkungsvorschlag für einen geordneten 

Ausstieg aus PFAS-Produktion und -Verwendung. Das soll mit befristeten Ausnahmen für 

unverzichtbare und noch alternativlose Anwendungen erfolgen. Auch die 

Chemikaliengesetzgebung insgesamt muss Umwelt und Gesundheit mit einem 

Vorsorgenden Ansatz stärker schützen. 

 

Der zunehmende Schadstoffeintrag in unsere Gewässer verursacht immer höheren Kosten 

für die Allgemeinheit: Vielerorts muss eine vierte Reinigungsstufe bei Kläranlagen geplant, 

umgesetzt und betrieben werden, um sauberes Trinkwasser zu gewährleisten. Gemäß EU-

Richtlinie für kommunale Abwässer sollen diese und andere Kosten, etwa für Sanierungs-

maßnahmen, künftig von den Verursacher*innen getragen und nicht mehr auf die Ver-

braucher*innen abgewälzt werden. Auch wenn die Umsetzung noch nicht abzusehen ist, 

begrüßt der BUND diesen Ansatz und fordert, das Verursacherprinzip generell im EU-

Chemikalienrecht festzuschreiben. 

 

3. WASSER SPEICHERN, AUF DÜRRE VORBEREITEN:  GRUNDWASSER NEU 
BILDEN, AUEN, MOORE, NATÜRLICHER KLIMASCHUTZ UND FREI 
FLIEßENDE FLÜSSE   

Die Wasservorräte, die wir haben, müssen wir stärken. Humusreiche Böden, naturnahe 

Wälder und Flüsse, strukturreiche Auen, nasse Moore und sogenannte Schwammstädte 

helfen, dass der Boden die Niederschläge wieder besser halten kann. Gezielte Förder-

maßnahmen sind nötig, um Widerstandsfähigkeit zu stärken und Renaturierung dieser 

Ökosysteme voranzubringen. 

 

Nur noch ein Drittel der Flussauen steht bei Hochwasser als Überschwemmungsfläche zur 

Verfügung. Dabei werden großen Hochwasser immer häufiger. Unsere Flüsse brauchen 

deutlich mehr Raum. Eine Trendwende kann nur mithilfe großflächiger, umfassender 

Maßnahmen erreicht werden. Unsere Städte sind zunehmend von Hitze und Starkregen 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/chemie/pfas-trinkwasser-mineralwasser-leitungswasser-wasser-test-deutschland-toxfox-bund.pdf
https://gwf-wasser.de/branche/tfa-werte-im-rhein-verdoppelt/


 

betroffen. Ein an die Umwelt angepasster Stadtumbau zur „Schwammstadt“ sorgt dafür, 

überschüssiges Wasser zu speichern. Wie ein Schwamm wird das Wasser dann nach und 

nach an die Umgebung abgegeben. Das versorgt die Bewohner*innen, kühlt das Stadtklima 

und macht es gesünder. Die Städte müssen zum Umbau zur Schwammstadt verpflichtet 

werden und vom Bund und den Bundesländern dabei finanziell unterstützt werden. 

 

Naturverträgliche dezentrale Wasserrückhalte-Maßnahmen in der Landschaft sind uner-

lässlich (Schwammlandschaften). Sie sind die Antwort auf Hochwasser und auf Wasser-

mangel gleichermaßen. Die Flächenversiegelung muss ab 2030 Netto-Null betragen. Statt 

auf rein bauliche Maßnahmen wie Deiche oder künstliche Rückhaltebecken zu setzen, 

sollten verstärkt Flüsse, Auen, Feuchtgebiete, Moore und Wälder renaturiert werden. 

 

Grundwasser ist das empfindlichste Süßwasserreservoir. Es ist nicht nur eine Ressource, 

die sich in einer bestimmten Größenordnung neu bildet. Grundwasser ist zugleich sensibler 

Lebensraum: Seine Lebensgemeinschaften reinigen das Grundwasser und reagieren sehr 

empfindlich auf Temperaturveränderungen. Das bedarf mehr Aufmerksamkeit – insbeson-

dere bei der Bewertung von Nutzungen und Einflussnahmen in diesem Lebensraum. 

 

4. LANDWIRTSCHAFT ALS WASSERSCHÜTZER*IN  
Mehr als ein Viertel unseres Grundwassers ist in einem schlechten chemischen Zustand. 

Verantwortlich dafür sind u.a. Dünger und Pestizide aus der Landwirtschaft. Die Nitrat-

belastung liegt in Deutschland noch immer bei jeder vierten Messstelle über dem europa-

weit geltenden Schwellenwert. Zu hohe Einsatzmengen, Auswaschungen und Abbau-

produkte sowohl von Dünger wie Pestiziden landen auch in den Oberflächengewässern. Sie 

schädigen das empfindliche Gleichgewicht in den Gewässern und die Wasser-Ökosysteme. 

 

Gleichzeitig leidet die Landwirtschaft in besonderem Maße unter knapper werdendem 

sauberen Wasser. Ist die Wasserhalte-Kapazität der Böden durch nicht abgestimmte 

Bewirtschaftung vermindert, reicht die Feuchte für gute Erträge nicht aus. Im Zuge der 

Klimakrise werden gleichzeitig Starkregenereignisse immer häufiger. Damit wächst auch 

die Gefahr größerer Bodenverluste. Wenn künftig die Wasserpreise weiter steigen und 

Dürrephasen sich ausbreiten, verschärft sich die wirtschaftliche Situation der Betriebe. 

Deshalb muss Landwirtschaft in Zukunft unser Wasser weniger belasten – durch eine 

wirksame Begrenzung der Düngeausträge und Reduktion der Tierhaltung insbesondere in 

Intensivtierhaltungsgebieten. Außerdem tragen Gewässer-Randstreifen dazu bei, die 

Gefährdung von Gewässern durch Düngemittel oder Pestizide zu vermindern. Sie helfen, 

Wasser zu speichern, den Wasserabfluss zu sichern und Lebensräume zu verbinden. Der 

Einsatz von Pestiziden muss sich deutlich verringern, in Wasserschutzgebieten ist auf 

chemisch-synthetische Pestizide zu verzichten, besonders gefährliche Pestizide müssen 

verboten werden. 

 

Landwirt*innen müssen unterstützt werden, Wasserschützer*innen zu werden – durch 

Hilfen bei der Anschaffung angepasster Technik zur Ausbringung und Bewässerung, vor 

allem aber durch Forschung und Umsetzungsförderung für systemische Änderungen. 

Gesunde, humusreiche Böden, die viel Wasser halten können, weniger Erosion, besseres 



 

Mikroklima durch Landschaftselemente und Anbausysteme mit einer Mischung robuster 

Sorten und Kulturen im Anbau, die das Risiko streuen, sind Investitionen in eine 

zukunftsfähige Landwirtschaft. 

 

5. WASSER-POLITIK 
Seit 25 Jahren gibt es die EU-Wasserrahmenrichtlinie. Sie gibt vor, dass unsere Gewässer 

bis 2027 in einen guten Zustand gebracht werden. Trotzdem sind ihre essenziellen Ziele 

vielen in Politik und Gesellschaft nicht bekannt. Initiativen zur Änderung der EU-Wasser-

gesetze wie die Lockerung des Verschlechterungsverbots oder die Überprüfung der Nitrat-

Grenzwerte lassen Schlimmstes befürchten. Hier wird versucht, unter dem Vorwand neuer 

Herausforderungen essenzielle Regelungen zum Wasserschutz massiv abzuschwächen. 

Dass die vorgeschriebenen Maßnahmen im Rahmen des sogenannten 

Transparenzansatzes erst weit nach 2027 umgesetzt werden, schwächt die 

Wasserrahmenrichtlinie ebenso. Das wird vom BUND vor den nationalen Gerichten beklagt. 

 

Immerhin: Die im Juni veröffentliche EU-Strategie zur Wasserresilienz sieht die Umsetzung 

der Wasserrahmenrichtlinie als ihre Grundlage. Das in der Kommunalen Abwasserrichtlinie 

festgelegte Verursacherprinzip muss dagegen weiterhin politisch verteidigt werden. Es 

sieht vor, dass die Hersteller*innen von Arzneimitteln und Kosmetikprodukten dazu ver-

pflichtet werden, Einführung und Betrieb der vierten Reinigungsstufe von Kläranlagen zu 

bezahlen. Nur schleppend oder gar nicht im EU-Wasserrecht umgesetzt wird das Monito-

ring und die Beschränkung von prioritären Stoffen, insbesondere von Ewigkeitschemikalien 

(PFAS). Hier ist dringender Handlungsbedarf, denn die Kosten für die Entfernung dieser 

Stoffe aus der Umwelt sind enorm. Teilweise ist eine Entfernung überhaupt nicht möglich. 

 

Einen umfassenden Ansatz, den Herausforderungen in Politik und Wassermanagement zu 

begegnen, liefert die 2023 verabschiedete Nationale Wasserstrategie der Bundesregierung. 

Ihr Aktionsprogramm sieht viele wirksame Maßnahmen vor. Sie sollten zeitnah umgesetzt 

werden. Flankierend ist der wasserwirtschaftliche Ausbau an den Bundeswasserstraßen 

zu forcieren und das Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz zu stärken. Statt die 

Umsetzung des Aktionsprogramms der Nationalen Wasserstrategie nur auf prioritäre 

Maßnahmen zu reduzieren, ist es vollumfänglich umzusetzen. In den letzten 30 Jahren ist 

umfangreich analysiert worden. Jetzt ist es Aufgabe der Bunderegierung, gemeinsam mit 

den Ländern die Sicherung und den Schutz der strategischen Ressource und des 

Lebensraums Wasser politisch umzusetzen. 
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